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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Finanzausschusses (7. Ausschuss) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Klaus Riegert, Peter Letzgus, 
Norbert Barthle, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 14/4386 - 


Gemeinnützige Vereine von hohen Energiekosten entlasten 


A. Problem 

Der Antrag zielt auf die Gewährung finanzieller Ausgleichszahlungen an ge- 
meinnützige Vereine wegen gestiegener Energiekosten. 

B. Lösung 

Ablehnung des Antrags. 

Ablehnung mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und PDS gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 

F.D.P. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag - Drucksache 14/4386 - abzulehnen. 


Berlin, den 24. Januar 2001 


Der Finanzausschuss 

Christine Scheel Norbert Barthle 

Vorsitzende Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Norbert Barthle 


1. Verfahrensablauf 

Der Antrag der Fraktion der CDU/CSU „Gemeinnützige 
Vereine von hohen Energiekosten entlasten“ - Druck- 
sache 14/4386 - ist dem Finanzausschuss in der 129. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 8. November 2000 
zur federführenden Beratung und dem Sportausschuss, 
dem Ausschuss für Arbeit und Sozialordnung und dem 
Haushaltsausschuss zur Mitberatung überwiesen wor- 
den. Der Sportausschuss und der Ausschuss für Arbeit 
und Sozialordnung haben sich in ihren Sitzungen am 
17. Januar 2001 mit der Vorlage befasst. Der Haushalts- 
ausschuss hat die Vorlage in seiner Sitzung am 
6. Dezember 2000 beraten. Im Finanzausschuss ist die 
Vorlage in der Sitzung am 24. Januar 2001 behandelt 
worden. 

2. Inhalt der Vorlage 

Der Antrag fordert einen finanziellen Ausgleich für ge- 
meinnützige Vereine wegen der gestiegenen Energiekos- 
ten. Diese Vereine seien durch die Einführung der Öko- 
steuer in erheblichen Maße finanziell belastet worden. 
Gerade gemeinnützige Vereine seien nicht in der Lage, 
diese Kosten durch Erhöhung der Mitgliedsbeiträge auf- 
zufangen, weil ihre Mitglieder häufig aus sozialen Grup- 
pen kämen, die höhere Mitgliedsbeiträge nicht zahlen 
könnten. Wenn die Vereine für die Kostensteigerungen 
keinen Ausgleich erhielten, seien sie gezwungen, ihr 
Angebot zu reduzieren oder Mitarbeiterinnen und Mitar- 
beiter zu entlassen. Besonders betroffen seien davon die 
Strukturen ehrenamtlichen Engagements. 

Mit dem Antrag soll die Bundesregierung aufgefordert 
werden, 

- gemeinnützigen Vereinen für die durch die Verteue- 
rung der Energiekosten bei der Bewirtschaftung ver- 
einseigener Vereinsheime, Sporthallen, Schwimm- 
bäder und sonstiger Sportstätten zusätzlich ent- 
standenen Kosten einen finanziellen Ausgleich zu ge- 
währen, 

- diesen Vereinen auch dann einen Ausgleich zu ge- 
währen, wenn Träger Nutzungsentgelte für Vereins- 
heime, Sporthallen, Schwimmbäder und sonstige 
Sportstätten mit dem Hinweis auf gestiegene Ener- 
giekosten erhöhen. 

3. Stellungnahmen der mitberatenden Aussehüsse 

Der Sportausschuss empfiehlt mit den Stimmen der 
Fraktion der SPD gegen die Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. bei Stimmenthaltung der Fraktion 
der PDS und Abwesenheit der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN die Ablehnung des Antrags. 

Der Ausschuss für Arbeit und Sozialordnung emp- 
fiehlt mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen 


die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, F.D.P. und 
PDS die Ablehnung des Antrags. 

Der Haushaltsausschuss empfiehlt die Ablehnung des 
Antrags mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen 
die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, F.D.P. und 
PDS. 

4. Ausschussempfehlung 

Bei der Beratung des Antrags im Finanzausschuss hat 
die Fraktion der CDU/CSU auf die finanzielle Belastung 
der Vereine durch die Gesetzgebung der letzten Jahre 
und die jetzt hinzugekommenen Kosten durch die Öko- 
steuer hingewiesen. Gerade große Vereine hätten teil- 
weise hohe Nachzahlungen wegen der Sozialversiche- 
rungs-Pflichtigkeit der geringfügig Beschäftigten zu 
leisten. Durch die Kündigung vieler geringfügig Be- 
schäftigter sei die Arbeit der Vereine gefährdet. Vereine, 
die z. B. Schwimmbäder oder -hallen betrieben, seien 
von der Ökosteuer besonders betroffen. 

Die Koalitionsfraktionen haben hingegen deutlich ge- 
macht, dass die Liberalisierung des Strommarktes die 
Vereine finanziell entlastet habe. Die durch die Öko- 
steuer entstandenen Belastungen seien dadurch mehr als 
kompensiert worden. Diese Darstellung hat die Fraktion 
der CDU/CSU zurückgewiesen. 

Zu den Rückforderungen der Sozialversicherungsträger 
haben die Koalitionsfraktionen bemerkt, dass diese ver- 
mutlich auf Überprüfungen der Krankenversicherungs- 
pflicht von Arbeitnehmern durch die Landesversiche- 
rungsanstalten beruhten. Diese Überprüfungen seien 
durch den Verdacht der Nichteinhaltung von Tarifver- 
trägen und nicht etwa durch die Regelungen des 630-DM- 
Gesetzes begründet und könnten bei allen Arbeitgebern, 
nicht nur bei Vereinen, stattfinden. 

Auch die Fraktion der PDS hat in der Beratung ihre 
Bedenken bezüglich der finanziellen Lage vieler Vereine 
geäußert. Allerdings reiche ihrer Meinung nach ein 
Antrag, der sich auf eine Ausgleichsforderung wegen 
gestiegener Energiekosten beschränke, nicht aus und 
werde deshalb abgelehnt. Vielmehr müsse sich die Poli- 
tik nunmehr zügig mit der weitergehenden Frage befas- 
sen, welche Rolle gemeinnützige Tätigkeit überhaupt 
zukünftig in Deutschland spielen solle. 

Die Koalitionsfraktionen haben hierzu auf die Tätigkeit 
der Enquete-Kommission „Zukunft des Bürgerschaftli- 
chen Engagements“ verwiesen, der ein Gutachten vor- 
liege, auf dessen Grundlage man auch Konzepte für die 
zukünftige Rolle der Vereine und deren Unterstützung 
entwickeln könne. Die Fraktion der CDU/CSU hat aber 
zu bedenken gegeben, dass der Kommissionsbericht, der 
vielleicht Lösungen aufzeige, erst in zwei Jahren vorlie- 
gen werde, dass den Vereinen aber kurzfristig geholfen 
werden müsse. 
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Der Antrag ist im Finanzausschuss mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen und der Fraktion der PDS gegen die 
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
abgelehnt worden. 


Berlin, den 24. Januar 2001 


Norbert Barthle 

Berichterstatter 
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